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„Die Änderung der Schiffsbesetzungsverordnung (SchBesV) 
wird am 1. Juli 2016 in Kraft treten. Damit setzt das Bundes-
verkehrsministerium (BMVI) eine Verordnung ein, die nicht 
von allen Vertretern des Maritimen Bündnisses getragen 
wird. Neben der Verordnung gibt es eine zusätzliche Verein-
barung zu Wettbewerbs- und Beschäftigungszielen, die im 
Dezember 2015 zwischen dem BMVI und dem Verband 
Deutscher Reeder (VDR) geschlossen worden ist. Die ande-
ren Bündnispartner wie die Gewerkschaft ver.di oder die 
Bundesländer wurden dabei jedoch außen vor gelassen. 
 
Die Gewerkschaft ver.di erwartet mit der SchBesV Arbeits-
platzverluste für deutsche Seeleute und eine noch geringere 
Auszubildendenzahl. Mit der SchBesV wird die Beschäfti-
gungsverpflichtung auf Schiffen unter deutscher Flagge von 
vier auf zwei europäische Seeleute halbiert und die Position 
des Schiffsmechanikers abgeschafft. In der Vergangenheit 
habe ich als zuständige Berichterstatterin für den Seever-
kehr in der SPD-Bundestagfraktion mehrmals betont, dass 
eine solche Änderung der SchBesV dazu führen kann, dass 
Arbeitsplätze und das für die ganze maritime Branche not-
wendige Know-how langfristig verloren gehen.  
 
Als Konsequenz zur Änderung der Schiffsbesetzungsverord-
nung durch das Bundesverkehrsministerium hat die Ge-
werkschaft ver.di ihren Austritt aus dem Maritimen Bünd-
nis erklärt. Ich bedauere diesen Schritt, habe jedoch Ver-
ständnis für ver.di, weil diese Maßnahme folgerichtig ist. 
Deren Einwände sind beim Inkrafttreten der Verordnung 
nicht beachtet worden und die Vereinbarung zwischen dem 
BMVI und dem VDR ist außerhalb des Maritimen Bündnis-
ses getroffen worden.  
 
Bereits in der Vergangenheit habe ich mehrfach kritisiert, 
dass die Verordnung ohne die Einbindung des Parlaments 
beschlossen worden ist. Auch wenn es sich hierbei um eine 
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Ministerverordnung handelt, hätte die Position des Parla-
ments zumindest einbezogen werden sollen. Auch die Ver-
treter der Bundesländer haben sich dazu positioniert und 
sich gegen eine Flexibilisierung der Verordnung ausgespro-
chen. Sie sehen die geplante Änderung der Schiffsbeset-
zungsverordnung kritisch und haben Zweifel, ob sie zur Si-
cherung und Stärkung von Ausbildung und Beschäftigung 
in der deutschen Seeschifffahrt beitragen wird.  
 
Ich rufe die Sozialpartner auf, auch weiterhin konstruktiv 
im Maritimen Bündnis mitzuwirken. Nur wenn die Bünd-
nis- sowie Sozialpartner künftig gemeinsam geeignete Rah-
menbedingungen für eine gesicherte Zukunft für Ausbil-
dung und Beschäftigung in der deutschen Seeschifffahrt er-
arbeiten, lässt sich der Standort Deutschland und die ge-
samte maritime Wirtschaft stärken. 
 
Hintergrund 
Mit der Tonnagesteuer, dem Maritimen Bündnis für Ausbil-
dung und Beschäftigung, den Fördermitteln zur Senkung 
der Lohnnebenkosten und der Ausbildungsplatzförderung 
hat der Bund viel geleistet und in den vergangenen Jahren 
wichtige Maßnahmen getroffen, um den Schifffahrtsstand-
ort und die deutschen Reeder zu stärken. Darüber hinaus hat 
die Regierungskoalition im Januar dieses Jahres die Erhö-
hung des Lohnsteuereinbehalts auf 100 Prozent für Seeleute 
auf Schiffen unter deutscher Flagge beschlossen. Die ge-
troffenen Regelungen zur Unterstützung der deutschen See-
schifffahrt betrachte ich als wichtig und notwendig. Doch 
damit die Maßnahmen eine positive Auswirkung auf die Be-
schäftigung und Ausbildungssituation in Deutschland ha-
ben, müssen diese an eine langfristige Arbeitsplatzgarantie 
gebunden werden.“ 
 
 
 


